
listischen Moral. Man hat nämlich festgestellt, dass man allein
mit Gesetzen die Voraussetzungen für das Zusammenleben
nicht schaffen kann.

Dass die von mir genannten Instrumente nicht so recht wirk-
sam waren und den Bürgern nicht als Ersatz für die zunehmen-
de Entchristlichung dienten, haben viele persönlich erlebt.

So komme ich zu dem Thema Weltanschauungsgemeinschaf-
ten, welches hier angesprochen wurde. Weltanschauungsge-
meinschaften waren nicht Gegenstand der Anfrage. Es steht na-
türlich der Linksfraktion frei, auch zu dem Wirken, beispiels-
weise dem sozialen Wirken der Weltanschauungsgemeinschaf-
ten, Anfragen zu stellen. Ich kann dazu sagen: Ich habe den
Unterschied erlebt. Ich weiß, welche Vorbereitungen Kinder
und Jugendliche absolvieren, die beispielsweise zur Konfirma-
tion oder zur Kommunion gehen, dass da eine sehr breite mora-
lisch-ethische Vorbereitung erfolgt, dass man sich mit Fragen
nach dem Sinn des Lebens intensiv auseinandersetzt, dass eine
Wertevermittlung stattfindet.

Ich wurde einmal von einer Weltanschauungsgemeinschaft ge-
fragt, ob ich bei einer Jugendweihe eine Rede halten würde.
Ich habe mich dazu unter der Voraussetzung bereiterklärt, dass
die Möglichkeit besteht, vorher ein Gespräch mit den Jugend-
lichen zu führen, um auf ihre jeweiligen persönlichen Vorstel-
lungen eingehen zu können. Mir wurde dann aber mitgeteilt,
dass die Vorbereitung darauf doch sehr ausgefüllt sei mit Typ-
beratungen, Modeschauen und Frisörbesuchen. Insofern ist ein
entsprechendes Gespräch meist nicht möglich.

(Zuruf des Abgeordneten Domres [DIE LINKE])

Ich kann nur sagen, was ich persönlich erlebt habe: dass in die-
sem Fall bei der Vorbereitung auf die Jugendweihe keine Wer-
teerziehung stattgefunden hat. Was das soziale Engagement an-
belangt, so kann die Linke Anfragen stellen, und dann werden
wir uns sicherlich gern mit diesem Bereich auseinandersetzen. -
Ich bedanke mich.

(Beifall CDU sowie vereinzelt B90/GRÜNE und FDP)

Vizepräsidentin Große:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Blechinger. - Wir sind am En-
de der Aussprache angelangt. Die Antwort der Landesregie-
rung auf die Große Anfrage 33 ist damit zur Kenntnis genom-
men.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 3 und rufe Tagesordnungs-
punkt 4 auf:

Brandenburg als selbstbewusste Region innerhalb der
Europäischen Union

Große Anfrage 35
der Fraktion der CDU

Drucksache 5/8376

Antwort
der Landesregierung

Drucksache 5/8891

Wir setzen damit die gestrige Debatte fort. Ich eröffne die Aus-
sprache mit dem Beitrag der CDU-Fraktion. Frau Abgeordnete
Richstein, Sie haben das Wort.

Frau Richstein (CDU): *

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Her-
ren! Mit Bedacht haben wir als Titel der Großen Anfrage
„Brandenburg als selbstbewusste Region innerhalb der Europä-
ischen Union“ gewählt. Ja, wir können selbstbewusst auf das
schauen, was die Brandenburgerinnen und Brandenburger in
den letzten 25 Jahren in der Europäischen Union geschaffen
haben. Um es mit den Worten von Prof. Dr. Michael Schierack
von gestern zu sagen: Brandenburg in Europa ist eine wirt-
schaftliche Erfolgsgeschichte. Es ist auch noch mehr. Wir ha-
ben nicht nur unseren Transformationsprozess bestens gemeis-
tert, sondern wir stehen auch denjenigen Staaten hilfreich an
der Seite, die ihren Transformationsprozess noch bewältigen
müssen.

Ich greife einmal die Anregung von Herrn Beyer von heute
Morgen auf, der sagte: Die Frage ist nicht, wie gut wir sind,
sondern wie gut wir sein könnten. Ich möchte das an einigen
Aspekten beleuchten und beginne mit der Europatauglichkeit
der Verwaltung, die zugegebenermaßen in den letzten 25 Jah-
ren wirklich ein gutes Niveau erreicht hat. Aber man erkennt
anhand der Antworten: Die Europatauglichkeit der Verwaltung
im Land Brandenburg ist durchaus noch verbesserungswürdig,
insbesondere dort, wo wir die Möglichkeit haben, Einfluss zu
nehmen, beispielsweise im europäischen Normensetzungsver-
fahren.

Zum Beispiel wissen wir - das ist ganz aktuell -, dass die Kom-
pensationszahlungen für Brandenburg-Südwest erst im Wege
der nationalen Nachverhandlungen erreicht werden konnten
und eben nicht bei der Ausgestaltung der Förderstruktur. Wir
müssen hier verstärkt mehr Landesbedienstete als nationale
Experten nach Brüssel entsenden. Wir brauchen endlich einmal
für alle Ressourcen eigens entsandte Landesbedienstete.

(Beifall des Abgeordneten Lipsdorf [FDP])

Gerade so wichtige Ressorts wie das MWFK, das MASF und
das MBJS haben eben keinen eigenen Referenten, sondern
werden von anderen Referenten auf Arbeitsebene mit bedient.

Ich komme zur Europatauglichkeit des Landtags: Hier haben
wir nämlich aufgerüstet. Seitdem wir die neue Regelung nach
dem Lissabon-Vertrag haben, wonach auch die nationalen Par-
lamente mit einbezogen werden, haben wir eine Kontakt- und
Informationsstelle des Landtages in Brüssel. Ich danke den
Kolleginnen und Kollegen hier, die bei den Haushaltsberatun-
gen diese Anregung der CDU-Fraktion aufgenommen und um-
gesetzt haben. Daher glaube ich, ich spreche nun in unser aller
Namen, wenn ich sage, dass uns die Arbeit von Frau Schwartz
in unserer alltäglichen europapolitischen Arbeit durchaus hilft.
Hier wünsche ich mir allerdings noch mehr Unterstützung sei-
tens der Landesregierung -

(Beifall des Abgeordneten Senftleben [CDU])

zum Ersten bei der tagtäglichen Arbeit mit der Kontakt- und
Informationsstelle, insbesondere beim Informationsaustausch.
In diesem Zusammenhang verweise ich auf die doch etwas
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kryptische Beantwortung der Frage 13. Ich würde mich auch
freuen, wenn wir eine bessere Unterrichtung des Landtags bei
den Frühwarndokumenten erreichen könnten, beispielsweise
bei der Übersendung der Berichtsblätter. Denn warum soll in
Brandenburg nicht funktionieren, was in anderen Bundeslän-
dern durchaus funktioniert: dass ein guter Austausch stattfin-
det?

Ich möchte Kritik vorbringen, was die Beantwortung von Gro-
ßen Anfragen angeht und es Ihnen an einem Beispiel deutlich
machen. Wenn wir eine Frage wie die Frage 19 stellen, wie der
Landtag derzeit von der Landesregierung über die EU-Gesetz-
gebung unterrichtet wird, und anschließend die Frage 20 stel-
len, wie der Landtag derzeit bei der Willensbildung des Landes
bei der EU-Gesetzgebung beteiligt wird, und dann als Antwort
zu beiden Fragen bekommen:

„Der Landtag wird auf Basis der Vereinbarung zwischen
Landtag und Landesregierung über die Unterrichtung des
Landtages nach Artikel 94 der Verfassung des Landes
Brandenburg unterrichtet und beteiligt“,

dann ist das für mich eine Geringschätzung, wenn nicht sogar
eine Missachtung des Landtages. Das muss ich Ihnen ganz
deutlich sagen.

(Beifall CDU sowie vereinzelt FDP und B90/GRÜNE)

Ich verweise in Debatten auch nicht auf irgendwelche Rechts-
normen, sondern wir müssen diese Rechtsnormen auch mit Le-
ben erfüllen. Gerade bei der Ausgestaltung der Vereinbarung
nach Artikel 94 würde ich mich freuen, wenn die Landesregie-
rung ein bisschen kooperativer wäre.

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt noch zu den Wer-
ten der Europäischen Union. Darüber ist gestern schon viel in
der Aktuellen Stunde gesprochen worden. Man kann es aber
nicht oft genug betonen, dass wir uns glücklich schätzen kön-
nen, in einem friedlichen, freien und demokratischen Europa
zu leben, wo wir soziale Sicherheit und auch Wohlstand erfah-
ren dürfen. Dies gilt es zu bewahren und zu verfestigen. Hier
ist unsere Aufgabe, diesen Weg eben nur mit den Menschen zu
beschreiten, ihnen die Augen zu öffnen und die Vorteile der Eu-
ropäischen Union nahezubringen. Das ist schwierig, je älter
wir sind; das wissen wir. Wir sind verfestigt in unseren Rollen.

Wir haben aber gerade im Bereich der Bildung eine enorme
Aufgabe, wie in der Großen Anfrage auch schon beantwortet
wurde. Daher wäre mein Appell und meine Bitte, dass wir ge-
rade im frühkindlichen Bildungsbereich noch weitere Anstren-
gungen unternehmen. Meines Wissens haben wir nur eine
deutsch-polnische Kindertagesstätte in Frankfurt (Oder). Es
soll demnächst eine polnisch-deutsche Kindertagesstätte in
Slubice geben.

(Zurufe von der Fraktion DIE LINKE: Die gibt es schon!)

Aber das ist bei Weitem nicht genug, wenn wir den Verfas-
sungsauftrag, nämlich in guter Kooperation mit unseren polni-
schen Nachbarn zu leben, verwirklichen wollen. - Vielen
Dank.

(Beifall CDU sowie vereinzelt FDP)

Vizepräsidentin Große:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Richstein. - Wir setzen die
Aussprache mit dem Beitrag der SPD-Fraktion fort. Herr Ab-
geordneter Folgart, Sie haben das Wort.

Folgart (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit der EU-Osterweiterung
im Jahr 2004 liegt Brandenburg im Herzen Europas. Das ist
keine neue Weisheit, aber ich möchte sie trotzdem ausspre-
chen, weil es ein großes Glück ist. Es ist ein Glück für uns,
dass die europäische Integration die Menschen in Ost und West
näher zusammenbringt, und es ist ein großes Glück und eine
besondere Leistung, dass wir als Europäer an der europäischen
Solidarität teilhaben.

(Beifall SPD)

Brandenburg hat seit der deutschen Einheit erheblich von die-
ser europäischen Solidarität profitiert, und Brandenburg hat
sich als europäische Region gut entwickelt. Das hat nicht zu-
letzt unser Ministerpräsident in seiner gestrigen Regierungser-
klärung dargestellt. Brandenburg, meine Damen und Herren,
ist ein Aufsteigerland geworden. Die Wirtschaft im Land ist
überaus dynamisch, die Beschäftigungszahlen im Land steigen
stetig, und die Arbeitslosigkeit ist stark gesunken. Sie liegt auf
dem niedrigsten Stand seit dem Jahr 1991 und hat sich seit
2005 mehr als halbiert. Diese Erfolge haben sich die Branden-
burgerinnen und Brandenburger hart erarbeitet. Die Unterstüt-
zung durch EU-Fördermittel hat dabei einen wesentlichen Bei-
trag geleistet.

Aus der Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage
der CDU geht diese positive Entwicklung in der Tat eindeutig
hervor. Ich denke etwa an die Auszeichnung des Landes Bran-
denburg als europäische Unternehmerregion im Jahr 2011 und
an die mehrfache Verleihung des Leitsterns für erneuerbare
Energien. Diese Beispiele zeigen nämlich, dass wir eine gute
Entwicklung konstatieren können und die Wirtschaft in unse-
rem Land international wettbewerbsfähig ist.

Meine Damen und Herren, gewiss - Brandenburg gehört in der
neuen EU-Förderperiode 2014 bis 2020 nicht mehr zu den
strukturschwächsten Regionen Europas. Deshalb wird das
Land etwa ein Drittel weniger an Geldern aus Brüssel zur Ver-
fügung haben. Dazu sage ich aber ganz klar: Dass Brandenburg
nicht mehr zu den schwächeren Regionen in Europa zählt, ist
ein Erfolg, an dem das Land über 20 Jahre lang hart gearbeitet
hat. Vielmehr müssen wir erkennen, dass nun andere europäi-
sche Länder stärker von der Europäischen Union unterstützt
werden, die wirtschaftlich eben nicht so gut dastehen wie wir.
Ich denke - und das ist auch richtig so -, genau das macht eben
Solidarität in Europa aus.

Brandenburg ist auf die neue Situation vorbereitet. Das Land
hat, wie wir meinen, die richtigen landespolitischen Prioritäten
und Schwerpunkte gesetzt, und dementsprechend erfolgt der
Einsatz der EU-Mittel, damit sich das Land auch weiterhin gut
entwickelt. Meine Damen und Herren, in der Antwort der Lan-
desregierung sehen wir auch: Brandenburg ist in vielerlei Hin-
sicht in Europa gut vernetzt und profitiert von der Zusammen-


